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Auf  politischer  Ebene  standen  im  vergangenen  Jahr  die
Steuervorlage 2019 und die AHV-Reform, der Vaterschaftsurlaub
sowie die Situation der Arbeitnehmenden 50plus im Zentrum.
Verbandsintern beschäftigte sich der Vorstand intensiv mit der
Frage,  wie  die  Mitgliederverbände  besser  in  ihrer  Arbeit
unterstützt werden können. Gleichzeitig wurde die Lancierung
eines  Newsletters  in  die  Wege  geleitet,  und  mehrere
Veranstaltungen  wurden  durchgeführt.

Die  Anstellungsbedingungen  der  Mitarbeitenden  im  Service
public hängen direkt oder indirekt in einem entscheidenden
Mass von der finanziellen Situation der öffentlichen Hand und
damit von den politischen Entscheidungen auf allen Ebenen ab.
Ein  wichtiger  Tätigkeitsbereich  von  Öffentliches  Personal
Schweiz (ZV) ist deshalb das frühzeitige Erkennen und die
Auseinandersetzung  mit  politischen  Themen,  die  alle
Arbeitnehmenden betreffen – insbesondere im Hinblick darauf,
welche  Wirkungen  sie  kurz-  oder  langfristig  auf  die
öffentliche Verwaltung und damit auf die Arbeitsbedingungen
der  Mitarbeitenden  im  öffentlichen  Dienst  haben.  Im
Berichtsjahr  war  dies  vor  allem  die  Abstimmung  über  die
Steuerreform  und  AHV-Finanzierung.  Die  voraussichtlichen
Auswirkungen der angenommenen Steuerreform dürften leider dazu
führen, dass im Budgetierungsprozess mit hohen Ausgaben und
tiefen  Einnahmen  gearbeitet  wird  –  was  sich  erheblich  zu
Lasten des öffentlichen Personals auswirken wird. Dagegen gilt
es sich zu wehren!

Regionales und lokales Engagement
Neben  der  gesamtschweizerischen  Tätigkeit  von  Öffentliches
Personal Schweiz (ZV) ist das Engagement vor Ort von grösster
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Bedeutung. Die lokal unterschiedlichen Gegebenheiten verlangen
nach  einem  angepassten  Handeln  –  ist  im  einen  Kanton  ein
resolutes Auftreten notwendig, um gehört zu werden, kommt man
an  anderen  Orten  mit  einem  Gespräch  zwischen  den
Verantwortlichen beider Seiten besser zum angestrebten Ziel,
nämlich  den  Anliegen  des  öffentlichen  Personals  Gehör
verschaffen  zu  können.

Ein  erfolgreicher  Verband  pflegt  persönliche  Kontakte  zu
Entscheidungsträgern und kann zeitnah auf aktuelle Ereignisse
und Veränderungen reagieren. Gelingt es ihm, in persönlichen
Gesprächen konsensuale Lösungen zu finden, dürften diese in
der Regel auch längerfristig tragfähig sein. Anzustreben sind
deshalb  sozialpartnerschaftliche  Gespräche  auf  Augenhöhe,
welche  das  gegenseitige  Vertrauen  zwischen  den
Verhandlungspartnern aufbauen und so langfristig die Basis für
gute  Lösungen  bilden.  Dies  auch  im  Hinblick  auf
Nachfolgelösungen für die Verbandsleitung. Eine gute Beziehung
zum Sozialpartner, in der die Kommunikation von gegenseitigem
Respekt  geprägt  ist,  motiviert  und  erleichtert  neuen
Vorstandsmitgliedern den Einstieg in die Verbandstätigkeit.

Die Rolle von Öffentliches Personal Schweiz (ZV) spielt sich
hier im Hintergrund ab. Mitgliederverbände können sich bei
Fragen  oder  in  schwierigen  Situationen  jederzeit  an  den
Sekretär,  aber  auch  an  alle  Geschäftsleitungs-  und
Vorstandsmitglieder  wenden.  Um  den  Austausch  zwischen  den
kommunalen und kantonalen Verbänden vor Ort und Öffentliches
Personal  Schweiz  (ZV)  zu  verbessern  und  stärken,  hat  der
Vorstand zudem beschlossen, den Kontakt und Austausch aktiv zu
suchen. Jedem Vorstandsmitglied wurde eine Region zugewiesen,
in welcher er oder sie aktiv den Kontakt zu den Verbänden vor
Ort sucht. Ziel ist, Anliegen und allfällige Problemfelder
frühzeitig  zu  erfassen  und  bei  Bedarf  Hilfestellung
anzubieten.  Sei  es  bei  rechtlichen  oder  sozialpolitischen
Fragen, in finanziellen Notsituationen oder mittels Auftritten
an Veranstaltungen, falls eine Situation ein härteres Vorgehen



erfordert  und  sich  eine  aussenstehende  Person  einfacher
exponieren kann. Insbesondere in festgefahrenen Situationen,
in  denen  keine  Verständigung  zwischen  den  Parteien  mehr
möglich ist, kann so vielleicht doch noch eine einvernehmliche
Lösung gefunden werden.

Die  engeren  Kontakte  sollen  insbesondere  bei  kleineren
Verbänden verhindern, dass sie ihre Auflösung ins Auge fassen,
weil  sie  keine  neuen  Vorstandsmitglieder  oder  Mitglieder
finden. In den letzten Jahren haben sich leider mehrere kleine
Verbände aus diesen Gründen aufgelöst. Die Motivation, sich im
Verband  zu  engagieren,  war  nicht  mehr  vorhanden  –  sei  es
aufgrund von frustrierenden Gesprächen mit den Sozialpartnern
oder weil die Ansicht bestand, dass nun alles erreicht sei,
was es zu erreichen gab. Doch es gibt keine Garantie für den
Weiterbestand des Ist-Zustands, und es liegt an den Verbänden,
für  den  Erhalt  guter  bzw.  die  Verbesserung  bestehender
Anstellungsbedingungen zu sorgen.

Die Erfahrung zeigt, dass sich auch kleinere Verbände, die im
Moment  keine  neuen  Mitglieder  für  die  Vorstandstätigkeit
finden, nicht auf-lösen müssen. Mit der Unterstützung eines
Vorstands-  oder  Geschäftsleitungsmitglieds  von  Öffentliches
Personal  Schweiz  (ZV)  können  personell  magere  Zeiten
überstanden werden. Solche Inputs von aussen helfen oft, um
einem Verband neuen Schwung zu verleihen und neue motivierte
Vorstandsmitglieder zu finden.

Volksabstimmungen und Initiativen
Steuerrefom und AHV-Finanzierung
In der Vorlage zur Volksabstimmung vom 19. Mai 2019 wurden die
beiden wichtigen Themen der letzten Jahre, die Anpassung der
Besteuerung  von  Unternehmen  sowie  die  AHV-Finanzierung  zur
Sicherung  der  Renten,  miteinander  verknüpft.  Die  Ansichten
über die Vorlage waren geteilt. Öffentliches Personal Schweiz
(ZV)  hat  in  der  Mitgliederzeitschrift  ZV  Info  als
Entscheidungshilfe Fakten aufgezeigt und Meinungen abgebildet.



Es wird sich nun zeigen, wie sich die Annahme der Vorlage auf
die  finanzielle  Situation  der  öffentlichen  Verwaltungen
auswirkt.

Vaterschaftsurlaub
Debattiert  wurde  im  Berichtsjahr  auch  über  den
Vaterschaftsurlaub.  Öffentliches  Personal  Schweiz  (ZV)
unterstützte die Bestrebungen des Vereins «Vaterschaftsurlaub
jetzt!» im Rahmen des Vernehmlassungsverfahrens zur Einführung
eines  vierwöchigen  Vaterschaftsurlaubs  aus  Gleichstellungs-
und arbeitsmarktpolitischen Gründen. Im Herbst 2019 hatte das
Parlament  in  der  Herbstsession  erfreulicherweise  die
Einführung  eines  –  immerhin  –  bezahlten  zweiwöchigen
Vaterschaftsurlaubs  beschlossen.  Damit  würde  Vätern  in  den
ersten sechs Monaten nach der Geburt des Kindes zwei Wochen
bezahlter  Urlaub  zustehen,  finanziert  durch  die
Erwerbsersatzordnung.  Die  Initiative  für  einen  vierwöchigen
Vaterschaftsurlaub  wurde  daraufhin  zurückgezogen.  Doch
gejubelt werden kann noch nicht: Ein bürgerliches Komitee hat
erfolgreich  das  Referendum  ergriffen.  Öffentliches  Personal
Schweiz  (ZV)  wird  sich  deshalb  auch  im  Berichtsjahr  im
Hinblick  auf  die  Volksabstimmung  für  eine  fortschrittliche
Regelung engagieren.

Altersvorsorge
Öffentliches  Personal  Schweiz  (ZV)  verfolgt  ständig  die
Entwicklungen in der Altersvorsorge. In personeller Hinsicht
ist  Pensionskassenreferent  Andreas  Cabalzar  vom  Verband
Bündner Staatspersonal für das Thema zuständig und informiert
in der ZV Info regelmässig über aktuelle Entwicklungen.
Das  Rentenalter  wird  wohl  vorläufig  unangetastet  bleiben,
obwohl sich eine Erhöhung des Rentenalters langfristig nicht
vermeiden lassen wird. Zu Diskussionen Anlass geben werden in
naher  Zukunft  der  Umwandlungssatz,  die  Erreichung  des
Leistungsziels,  Anpassungen  beim  Koordinationsabzug



(insbesondere  für  Teilzeitangestellte)  und  die  Auswirkungen
auf jüngere Generationen.

Frauenfragen
Nichts Neues im Bereich der Lohngleichheit: Auch 22 Jahre nach
Einführung  des  Gleichstellungsgesetzes  bestehen
Lohnunterschiede  zwischen  den  Geschlechtern.  Besonders
stossend ist, dass das Lohngefälle in den letzten Jahren kaum
kleiner  wurde,  sondern  stagniert.  Erfreulich  ist  immerhin,
dass mit der Revision des Gleichstellungsgesetzes Unternehmen
mit  über  100  Angestellten  betriebsinterne
Lohngleichheitsanalysen  durchführen  müssen.  Ob  damit  dem
unerklärbaren  Lohnunterschied  zwischen  den  Geschlechtern
tatsächlich  entgegengewirkt  werden  kann,  bleibt  abzuwarten.
Öffentliches Personal Schweiz (ZV) verfolgt die Entwicklungen
kritisch  und  unterstützt  sämtliche  Bemühungen,  die  der
tatsächlichen Lohngleichheit zur Durchsetzung verhelfen.

Arbeitnehmende 50plus
Die  Zahl  der  über  50-jährigen  Arbeitnehmenden  ist  in  den
letzten Jahren stetig gestiegen. Die erwerbstätige Bevölkerung
bleibt meist länger leistungsfähig, oft über das Rentenalter
hinaus. Schwierig wird es für Arbeitnehmende über 50 Jahren,
wenn  sie  ihre  Arbeit  verlieren.  Ältere  Menschen  haben
nachweislich  mehr  Mühe  als  jüngere,  eine  neue  Stelle  zu
finden. Sie sehen sich mit Vorurteilen konfrontiert: geringere
Flexibilität  und  Belastbarkeit,  hohe  Lohnforderungen  oder
häufigere  Gesundheitsbeschwerden  erschweren  Arbeitnehmenden
über 50 Jahren die Arbeitssuche, obwohl sie über viel Wissen
und  Erfahrung  verfügen.  Um  dies  zu  ändern,  unterstützt
Öffentliches  Personal  Schweiz  (ZV)  die  Anliegen  und  das
Engagement für die Anliegen von Arbeitnehmenden 50plus.



Zusammenarbeit mit anderen Verbänden
Die in der Ebenrain-Konferenz organisierten Verbände arbeiten
seit  über  20  Jahren  bei  branchenübergreifenden  Themen
zusammen. Die themenspezifischen Arbeitsgruppen tauschen sich
regelmässig aus und erarbeiten je nach politischen Themen ad
hoc  gemeinsame  Stellungnahmen.  Die  Verbände  haben  so  die
Möglichkeit,  gegenseitig  vom  vorhandenen  Fachwissen  zu
profitieren und können sich gemeinsam auf politischer Ebene
stärker Gehör verschaffen.
Ein weiteres wichtiges Gefäss, um sich auf nationaler Ebene zu
engagieren und die Anliegen des öffentlichen Personals direkt
bei den Parlamentariern in Bern deponieren zu können, ist die
parlamentarische Gruppe für Arbeit. Zweimal jährlich treffen
sich  die  Vertreter/innen  der  grossen  Gewerkschaften  und
Verbände sowie rund 70 National- und Ständeräte während der
Session in Bern zu einer Mittagsveranstaltung mit Vorträgen
und Diskussionen zu aktuellen Themen aus der Arbeitswelt. Die
Vertreter von Öffentliches Personal Schweiz (ZV), Präsident
Urs  Stauffer  und  Vizepräsident  Hans  Erdin,  nehmen  diese
Gelegenheit regelmässig wahr, um die Anliegen des öffentlichen
Personals direkt im Austausch mit Politikern vorbringen zu
können.
Öffentliches  Personal  Schweiz  (ZV)  hat  weiterhin  den
Beobachterstatus beim Schweizerischen Gewerkschaftsbund (SGB)
inne, was die Teilnahme an den Vorstandssitzungen des SGB
ermöglicht und so auch auf dieser Ebene für einen wertvollen
Austausch  sorgt.  Präsident  Urs  Stauffer  übernahm  auch  im
Berichtsjahr  diese  Aufgabe  und  konnte  sich  aktiv  an
Diskussionen  beteiligen,  ohne  die  Neutralität  oder
Unabhängigkeit des Verbandes durch einen Beitritt aufgeben zu
müssen.

Mitgliederzeitschrift ZV Info
Die  Mitgliederzeitschrift  ZV  Info  ist  das  wichtigste
Kommunikationsmittel der Verbandsleitung mit den Mitgliedern.



Die  Verbandsleitung  sowie  externe  Autoren  informieren  über
aktuelle  Themen  im  Zusammenhang  mit  dem  Erwerbsleben,  der
beruflichen  Vorsorge,  dem  öffentlichen  Personalrecht,  den
Berufen im öffentlichen Dienst sowie über die Dienstleistungen
der Vertragspartner von Öffentliches Personal Schweiz (ZV).
Den  Mitgliederverbänden  steht  die  ZV  Info  ausserdem  zur
Verbreitung  von  GV-Protokollen,  Jahresberichten  oder
Information  ihrer  Mitglieder  zur  Verfügung.  Da  sich  die
Verbände oft mit ähnlichen Themen beschäftigen, erfolgt mit
der  ZV  Info  auf  unkomplizierte  Art  und  Weise  ein
verbandsübergreifender  Erfahrungsaustausch.
Trotz der wachsenden Bedeutung der digitalen Medien werden die
Vorteile von Printmedien nach wie vor von einer deutlichen
Mehrheit  der  Mitglieder  geschätzt.  Der  Vorstand  von
Öffentliches Personal Schweiz (ZV) hat deshalb entschieden, an
dieser Kommunikationsform auch weiterhin festzuhalten. Neben
der 10-mal jährlich per Post zugestellten ZV Info stehen die
Beiträge auch auf der Website online zur Verfügung.
Zusätzlich  wird  Öffentliches  Personal  Schweiz  (ZV)  einen
Newsletter einführen, mit welchem die Mitglieder schneller zu
aktuellen Themen, die bisher nur auf der Website publiziert
wurden,  informiert  werden  können.  Die  Organisation  begann
gegen  Ende  des  Berichtsjahrs  und  wird  aufgrund  der
Organisation  der  notwendigen  Adressen  und  den  technischen
Abklärungen einige Zeit in Anspruch nehmen.

Interviews «Menschen im Service public»
Auch  im  Berichtsjahr  wurden  die  erstmals  anlässlich  des
Jubiläumsjahrs  2014  geführten  Interviews  mit  Mitarbeitenden
aus dem öffentlichen Dienst gern gelesen. Der Einblick in
teilweise unbekannte Berufswelten, die Motivationsgründe und
den beruflichen Werdegang der Kolleginnen und Kollegen bleibt
spannend. Für die Illustration ist Hans Erdin verantwortlich.

Im Berichtsjahr erschienen Interviews mit:

Catherine Merkofer, Gerichtsschreiberin am Obergericht des



Kantons Aargau
 Dr. Ruedi Bürgi, Oberrichter am Obergericht des Kantons
Aargau
 Ruven  Norelli,  Instandhalter  elektrische  Anlagen
Verkehrsbetriebe  Zürich  (VBZ)
 Erich Aschwanden, Projektleiter Infrastruktur beim Amt für
Betrieb Nationalstrassen im Kanton Uri
 René Ryser, Strassenreiniger und Werkhofmitarbeiter der
Stadt Baden

Das gebundene Buch mit den ersten 45 Interviews ist nach wie
vor im Sekretariat erhältlich und eignet sich hervorragend als
Geschenk  oder  für  die  Auflage  in  öffentlich  zugänglichen
Bereichen der öffentlichen Verwaltung.

Löhne
Öffentliches Personal Schweiz (ZV) erhebt jeweils Anfang Jahr
die  Ergebnisse  der  Lohnrunde  für  das  laufende  Jahr.  Die
Übersicht soll als Überblick über die Situation in anderen
Verbänden und als Argumentationshilfe dienen.
Jeweils im Juni formuliert Öffentliches Personal Schweiz (ZV)
eine Empfehlung für die bevorstehende Lohnrunde. Sie dient der
groben  Orientierung  und  muss  vom  jeweiligen  Verband  der
Ausgangslage  vor  Ort  angepasst  werden.  Im  Berichtsjahr
erachtete Öffentliches Personal Schweiz (ZV) eine Lohnerhöhung
von mindestens 2 Prozent für das Jahr 2020 als angemessen. Die
finanzielle  Lage  in  den  meisten  öffentlichen  Verwaltungen
hatte  sich  entspannt,  und  es  ist  an  der  Zeit,  dass  das
öffentliche  Personal  auch  davon  profitiert.  Zumal  es  in
finanziell düsteren Zeiten im Rahmen von Sparmassnahmen seinen
Teil zur Stabilisierung der Finanzen beigetragen hat.

Lohnvergleich
Seit 18 Jahren veröffentlicht Öffentliches Personal Schweiz
(ZV) den Lohnvergleich. Er beinhaltet eine breite Auswahl an
Berufen in den öffentlichen Verwaltungen, deren Angaben auch
als  Orientierungshilfe  für  Funktionen  mit  ähnlichem



Anforderungsprofil und Verantwortungsgrad zu verstehen sind.
Ziel  ist,  mit  diesen  Basisinformationen  eine
Verhandlungsgrundlage  für  individuelle  Lohnverhandlungen
anbieten zu können.
Der  vor  18  Jahren  erstmals  von  Ehrenmitglied  Ruedi  Brosi
erstellte  Lohnvergleich  wird  heute  von  Dr.  Robert  Brawer
betreut  und  jährlich  mit  den  Angaben  der  Personalämter
aktualisiert.

Rechtsberatung
Mitgliederverbände  sehen  sich  regelmässig  mit
personalrechtlichen Fragen konfrontiert. Sei es im Rahmen von
Vernehmlassungsverfahren bei der Revision von Personalerlassen
oder  aufgrund  von  konkreten  Fragestellungen,  die  alle
Mitglieder  eines  Verbandes  betreffen.  Öffentliches  Personal
Schweiz  (ZV)  unterstützt  seine  Mitgliederverbände  auch  in
diesen  Fällen.  Ansprechperson  ist  Rechtsanwalt  und
Verbandssekretär  Dr.  Michael  Merker,  der  auch
Einzelmitgliedern,  die  im  Rahmen  ihres  Arbeitsverhältnisses
rechtliche  Unterstützung  benötigen,  eine  erste  kurze
rechtliche Einschätzung ihrer Situation sowie eine Empfehlung
zum weiteren Vorgehen mitteilt.

Im  vergangenen  Jahr  kamen  auffällig  viele  Anfragen  von
Mitarbeitenden,  die  in  den  letzten  Jahren  ihrer
Erwerbstätigkeit standen und Probleme am Arbeitsplatz hatten.
Leider ist auch keine Besserung in Sicht was die Erkrankungen
im Bereich Burnout betrifft, bei der Beratung ist hier eine
weitere  Zunahme  zu  beobachten.  Insgesamt  haben  sich  im
vergangenen Jahr die öffentlichen Arbeitgeber in zahlreichen
Fällen als wenig verhandlungsbereit erwiesen, was zahlreiche
aus unserer Sicht, unnötige Gerichtsverfahren nach sich zog.
Dabei  ging  es  keineswegs  immer  nur  um  Kündigungen  und
Krankheiten,  sondern  um  vergleichsweise  «Kleinigkeiten»  im
Bereich von nicht entschädigten Auslagen (was noch in den
Jahren zuvor kaum zu Streitigkeiten geführt hätte). Ob daraus



bereits auf eine Verhärtung von Fronten geschlossen werden
kann, kann noch nicht beurteilt werden.

Genauso wichtig wie die Beratung im konkreten Fall ist die
Information über rechtliche Hintergründe und Situationen, die
regelmässig zu Konflikten führen können. Es hilft bei der
Beurteilung, ob bzw. in welchem Zeitpunkt professionelle Hilfe
notwendig  ist.  Die  ZV  Info  publiziert  deshalb  regelmässig
Artikel zu aktuellen Themen und neuen Gerichtsentscheiden. Im
Berichtsjahr waren es die folgenden Themen:

Tragen religiöser Symbole im Gerichtssaal
Arbeitszeugnis  –  Spannungsfeld  zwischen  Wahrheit  und
Wohlwollen
Big Brother – Überwachung am Arbeitsplatz
Treuwidrigkeiten  nach  Abschluss  eines
Aufhebungsvertrages
Probezeit  bei  Stellenwechsel  –  arbeitsplatzbezogene
Arbeitsunfähigkeit
Digitalisierung – Auswirkungen flexibler Arbeitsmodelle
auf die Arbeitszeit

Vertragspartner
Öffentliches  Personal  Schweiz  (ZV)  verfügt  über
Kollektivverträge  mit  den  nachfolgenden  Vertragspartnern,
welche  den  Mitgliedern  den  Abschluss  von  Verträgen  zu
vergünstigten  Konditionen  ermöglichen:

Zurich Versicherung (Sachversicherungen)
AXA-ARAG (Rechtsschutzversicherung)
KPT (Zusatzversicherungen Krankenkasse)
ÖKK (Zusatzversicherungen Krankenkasse)
Sanitas  (Zusatzversicherungen  Krankenkasse,  ausser
Wincare-Verträge)
Generali (ausgewählte Versicherungen)

Zusätzlich ermöglicht ein Zusammenarbeitsvertrag mit der VVK



Vorsorge- und Vermögenskonzepte AG den Mitgliederverbänden die
Organisation kostenloser Vorsorgeseminare für ihre Mitglieder.
Letztere  erhalten  zudem  ein  erstes  kostenloses
Beratungsgespräch  und  20  Prozent  auf  die  Erstellung  eines
persönlichen  Vorsorgeplans,  welcher  aufzeigt,  wo  Lücken
bestehen  und  ob  im  Hinblick  auf  eine  allfällige
Frühpensionierung  Handlungsbedarf  besteht.  Öffentliches
Personal Schweiz kann diese Dienstleistung nur empfehlen.
Seit  kurzem  können  Mitglieder  von  Öffentliches  Personal
Schweiz (ZV) zudem beim Kauf eines Neuwagens von Mercedes oder
Smart von einem Flottenrabatt profitieren. Der Rabatt liegt
zwischen 8 und 13 Prozent, je nach Modell werden regelmässig
zusätzliche Sonderrabatte gewährt. Die Bestellung erfolgt über
das Mercedes- bzw. Smart-Händlernetz, benötigt wird eine vom
Sekretariat  unterzeichnete  Flottennachlassbestätigung.  Die
Zahl der Anfragen in diesem Bereich sind hoch.

Um  den  Mitgliedern  gute  Leistungen  anbieten  zu  können,
überprüft  die  Versicherungsgruppe  von  Öffentliches  Personal
Schweiz (ZV) die Verträge regelmässig auf ihre Aktualität.
Hauptverantwortlich  ist  Geschäftsleitungsmitglied  Urs  Graf,
unterstützt  wird  er  von  Vorstandsmitglied  Peter  Meier  und
Sekretär Dr. Michael Merker.

Im  vergangenen  Jahr  fanden  zu  diesem  Zweck  zahlreiche
Sitzungen mit Vertretern der Versicherungspartner statt. Diese
hatten  Gelegenheit,  die  Entwicklung  der
Zusammenarbeitsverträge  zu  präsentieren  und  neue  Produkte
vorzustellen. Bilateral fanden zudem Gespräche bezüglich der
Werbemassnahmen im laufenden sowie folgenden Jahr statt.

Rechtsschutzversicherung
Öffentliches  Personal  Schweiz  (ZV)  ist  es  ein  grosses
Anliegen, dass Mitglieder, die am Arbeitsplatz unter Druck
geraten, rechtliche Hilfe in Anspruch nehmen können, ohne die
Belastung  durch  erhebliche  Kosten  fürchten  zu  müssen.  Die
Arbeitgeberseite  ist  in  der  Regel  juristisch  bestens
ausgerüstet  oder  kann  sich  externe  juristische  Kompetenz



einkaufen. Mit dem von Öffentliches Personal Schweiz (ZV) und
der AXA-ARAG entwickelten Versicherungsmodell wird für gleich
lange  Spiesse  gesorgt,  und  die  Mitglieder  werden  vor  den
finanziellen  Folgen  einer  arbeitsrechtlichen  Streitigkeit
geschützt.

Rund ein Drittel der Verbandsmitglieder profitiert bereits von
dieser  Arbeitsrechtsschutzversicherung,  welche  die
Mitgliederverbände  für  ihre  Mitglieder  über  Öffentliches
Personal Schweiz (ZV) bei der AXA-ARAG abschliessen können.
Neben  der  Absicherung  vor  den  finanziellen  Folgen  einer
arbeitsrechtlichen  Streitigkeit  hat  der  möglichst
flächendeckende  Abschluss  der  Rechtsschutzversicherung  eine
nicht zu unterschätzende präventive Wirkung. Im Wissen um den
arbeitsrechtlichen  Schutz  dürfte  die  Arbeitgeberseite
motivierter sein, Konflikte einvernehmlich zu lösen.

Die  Leistungen  der  Rechtsschutzversicherung  aufgrund  von
arbeitsrechtlichen Streitigkeiten wurden im Berichtsjahr ganz
erheblich  in  Anspruch  genommen.  Dies  zeigt  (leider),  wie
wichtig  ein  guter  Rechtsschutz  ist.  Die  Verbandsleitung
empfiehlt  deshalb  allen  Verbänden,  die  über  keine  eigene,
interne  Rechtsberatung  verfügen,  dringend,  sich  der
kollektiven  Rechtsschutzversicherung  bei  der  AXA-ARAG
anzuschliessen. Der Kollektivvertrag ermöglicht den Verbänden,
all  ihre  Aktivmitglieder  für  wenig  Geld  mit  einem  guten
Rechtsschutz  auszustatten.  Je  mehr  Verbände  sich  zu  einem
Abschluss der Versicherung entschliessen, desto günstiger wird
die  Prämie.  Es  stehen  die  drei  folgenden  Varianten  zur
Verfügung:

Vollkosten-Rechtsschutzversicherung:  Sie  deckt  die
vorprozessualen  Beratungskosten  und  die  allenfalls
nachfolgenden  Prozesskosten.  Kosten:  Fr.  15.40  pro
Mitglied/Jahr.
Prozesskosten-Rechtsschutzversicherung:  Sie  deckt  die
Kosten  ab  Einleitung  eines  Prozesses.  Sie  ist
insbesondere  für  Verbände  mit  eigener  Rechtsberatung



geeignet. Kosten: Fr. 7.60 pro Mitglied/Jahr.

Wir  empfehlen  den  Verbänden  dringend,  diesen  Rechtsschutz
sicherzustellen.

Veranstaltungen
Delegiertenversammlung
Die Delegiertenversammlung 2019 führte in den Kanton Uri nach
Altdorf,  wo  ein  lichtdurchfluteter  Tagungssaal,  eine
kurzweilige  Tagung  und  ein  interessanter  Stadtrundgang  für
eine  erfolgreiche  Veranstaltung  sorgten.  Die
Delegiertenversammlung  brachte  personelle  Veränderungen  mit
sich: Es wurden drei neue Vorstandsmitglieder gewählt, und mit
Julien  Steiner  wurde  ein  Vorstandsmitglied  verabschiedet.
Seine Arbeit wurde mit grossem Applaus verdankt. Auch die
langjährige Mitarbeiterin des ZV-Sekretariats und Redaktorin
der ZV Info, Sandra Wittich, nahm zum letzten Mal an der
Delegiertenversammlung teil; die Delegierten dankten ihr für
ihren langjährigen engagierten Einsatz mit stehendem Applaus
und wünschten ihr auf ihrem Weg zur Rechtsanwältin alles Gute.
Urs Stauffer führte gewohnt souverän durch die Traktanden, und
Kassierin  Brigitte  Wilkinson  präsentierte  das  trotz
rückläufigen  Mitgliederbeiträgen  positive  Rechnungsergebnis.
Die Traktanden gaben zu keinen Diskussionen Anlass, und die
Arbeit  der  Geschäftsleitung  wurde  mit  grossem  Applaus
verdankt.

Die  seit  Jahren  rückläufige  Teilnehmerzahl  an  den
Delegiertenversammlungen führte im Berichtsjahr zur Diskussion
der  bestehenden  Veranstaltungsform.  Die  Mitgliederverbände
bekundeten Mühe, Mitglieder zu finden, die für die Teilnahme
an der Delegiertenversammlung von ihrem Arbeitgeber Zeit zur
Verfügung gestellt bekämen oder bereit seien, einen Ferientag
zu investieren. Der Gesamtvorstand von Öffentliches Personal
Schweiz (ZV) hat deshalb entschieden, neue Wege zu gehen und
die  Delegiertenversammlung  2020  erstmals  als
Nachmittagsveranstaltung  an  einem  zentralen  Ort



auszugestalten.  Veranstaltungsbeginn  wird  deshalb  erst  um
14.00  Uhr  sein;  im  Anschluss  an  die  Traktanden  wird  wie
gewohnt  ein  Tagungsreferat  organisiert.  Der  gesellige  Teil
wird in Form eines Apéro riche stattfinden und im Gegensatz
zum  Mittagessen  einen  regeren  Austausch  ermöglichen.  Wer
möchte,  wird  wie  bis  anhin  die  Gelegenheit  haben,  den
Veranstaltungsort Aarau im Rahmen einer Führung zu erkunden.

Fachtagung Brunnen
Das  Tagungsprogramm  der  Fachtagung  Brunnen  bot  auch  im
Berichtsjahr  wieder  einen  ausgewogenen  Themenmix.  Geachtet
wurde auf einen hohen Aktualitätsbezug und die Verpflichtung
von ausgewiesenen Fachpersonen. Die Mitarbeiterzufriedenheit,
die  Bedeutung  von  Führung  und  Führungskultur  sowie  die
Herausforderung an eine erfolgreiche Personalführung in der
Arbeitswelt 4.0 waren Thema des ersten Tages. Hauptthemen am
zweiten Tag waren die berufliche Vorsorge, rechtliche Aspekte
in Bezug auf die geschäftliche Nutzung privater Smartphones
oder Notebooks sowie Fragen des Datenschutzes im Zusammenhang
mit der Kontrolle von Arbeitsprozessen.

Und  wer  schon  einmal  an  einer  Fachtagung  in  Brunnen
teilgenommen hat, weiss: Genauso interessant wie die Referate
sind die Gespräche während der Pausen, des Apéros und des
Nachtessens  im  stilvollen  Ambiente  des  Seehotels
Waldstätterhof.  Entsprechend  positiv  fielen  denn  auch  die
Rückmeldungen der Teilnehmenden aus.

Tagung mit BBW in Bad Säckingen
Im Berichtsjahr fand am 5. Dezember 2019 seit längerer Zeit
wiederum  ein  grenzüberschreitender  Austausch  mit  dem
Beamtenbund Baden-Württemberg in Bad Säckingen statt. Inhalt
der  internationalen  Tagung  waren  Themen,  die  beide  Seiten
beschäftigen  –  und  das  waren  nicht  nur  dieselben.  Den
Schweizer Kollegen wurde klar, dass man in Deutschland in
einigen  Fragen  wesentlich  weiter  ist  und
arbeitnehmerfreundliche Regelungen entwickelt und durchgesetzt
hat – das muss Öffentliches Personal Schweiz (ZV) Ansporn



sein, Ähnliches auch in der Schweiz zu erreichen; angesprochen
sind insbesondere Ferien, Vaterschaftsurlaub, Arbeitszeit. Die
deutsche  Seite  zeigte  sich  sehr  interessiert  an  unserer
Vorsorgesituation, die trotz all ihrer Schwächen in unserem
Nachbarland keine gleichwertige Entsprechung findet.
Der  engagierte  Austausch  wurde  von  beiden  Seiten  als
ausserordentlich weiterführend empfunden mit der Folge, dass
diese  Treffen  nun  zum  Vorteil  beider  Seiten
institutionalisiert  werden.

Nachfolgeplanung im Vorstand
Der Erfolg und die Wirkungskraft eines Verbandes hängt von
seinen  Mitgliedern  und  insbesondere  von  engagierten
Vorstandsmitgliedern  ab.  Es  braucht  Mitglieder,  die  bereit
sind, ihre Zeit zum Wohle aller Mitarbeitenden einzusetzen und
für die Belange der Verbandsmitglieder zu kämpfen – auch wenn
es unbequem wird und eine Einigung mit der Arbeitgeberseite
(manchmal harte) Diskussionen erfordert.

Für  einen  langfristig  erfolgreichen  und  funktionierenden
Verband  ist  eine  gut  durchmischte  Altersstruktur  wichtig.
Erfahrung ist genauso wichtig wie frische Ideen und den Mut,
neue Wege zu gehen. Ein Verband mit Mitgliedern aus jeder
Lebensphase und in jedem Alter ist repräsentativ und kann sich
frühzeitig um die Personalplanung im Vorstand kümmern. Eine
offene Kommunikation hilft, um frühzeitig nach interessierten
Mitgliedern zu suchen, die bereit sind, zukünftig im Vorstand
zu  engagieren.  Ideal  ist,  wenn  neue  und  zurücktretende
Vorstandsmitglieder ein oder zwei Jahre parallel im Vorstand
Einsitz  haben,  um  Wissen  und  Erfahrung  weiterzugeben  und
Kontinuität sicherzustellen.

Die  Nachfolgeplanung  ist  auch  bei  Öffentliches  Personal
Schweiz  (ZV)  Thema:  Erfreulicherweise  wurden  an  der
Delegiertenversammlung 2019 gleich drei Mitglieder neu in den
Vorstand gewählt:



Barbara Weilenmann (Personalverband der Stadt Schaffhausen)
 Simon Habermacher (Verband des Staats- und Gemeindepersonals
Basel-Landschaft)
 Susanne Gisler (Personalverband des Kantons Uri)

Verbandsführung
Im  Verbandsjahr  fanden  fünf  Sitzungen  der  Geschäftsleitung
sowie drei Sitzungen des Gesamtvorstands statt. Es wurden die
folgenden Geschäfte bearbeitet:

Abnahme von Rechnung und Budget
Neue Durchführungsform der Delegiertenversammlung
Planung der Fachtagung Brunnen
Definition Empfehlung Lohnverhandlung 2020
Vertragssituation mit den Vertragspartnern
Nachfolgeplanung Vorstand und Geschäftsleitung
Austausch über die Situation in den Verbänden
Newsletters
Massnahmen,  um  die  Auflösung  kleinerer  Verbände  zu
verhindern
Zukunft der 2. Säule / Stellungnahme zu Reformen
Webling: Weiterbildung und Kostenklärung
Ausweitung der Rechtsschutzversicherung
Tagung mit BBW in Bad Säckingen

(Zukünftige) Herausforderungen
Zu  guter  Letzt  gehört  zum  Rückblick  auf  das  vergangene
Verbandsjahr auch ein Blick in die Zukunft:

Die Verbandsführung wird sich weiterhin mit der Erweiterung
des Vorstands und einer frühzeitigen Nachfolgeplanung in der
Geschäftsleitung und im Vorstand auseinandersetzen. Ziel ist,
das Gremium so aufzustellen, dass das vorhandene Fachwissen
erhalten und weitergegeben werden kann. Es steht zudem die
Einführung eines Newsletters bevor. Weitere Themen sind der
Rechtsschutz  für  alle,  der  Erhalt  schlagkräftiger  Verbände



über die ganze Schweiz, konsequentes Engagement für oder gegen
politische Vorlagen, die den öffentlichen Dienst betreffen,
die schwierige Positionierung im Bereich der Altersvorsorge
und natürlich die fachliche und rechtliche Hilfestellung in
allen Fragen rund um das Personal.
Die  Agenda  ist  gefüllt.  Wir  bitten  alle  Verbände,  unsere
Bemühungen tatkräftig zu unterstützen.


